27.11.2001 – VOLKSABSTIMMUNG ZU „STUTTGART 21“

Ein schneller Überblick / Um was es geht und wie es geht

Der Landtag von Baden-Württemberg hat am 28.09.2011 den Entwurf für ein Kündigungsgesetz der grün-roten Landesregierung abgelehnt. Dieses Gesetz soll der Landesregierung die Möglichkeit verschaffen, den Finanzierungsvertrag für „Stuttgart 21“ (S21) zu kündigen. Nach dem Scheitern dieses Gesetzes im Landtag haben 68 Abgeordnete von Grünen und SPD einen Antrag auf Durchführung einer Volksabstimmung über das im Landtag gescheiterte Gesetz gestellt. Die Landesverfassung sieht in Artikel 60 Abs. 3 diese Möglichkeit vor. Die Landesregierung hat am gestrigen Abend in einer Sondersitzung des Kabinetts diesem Antrag entsprochen. Nun wird am 27.11.2011 in ganz Baden-Württemberg eine Volksabstimmung stattfinden.
Wie lautet die Frage bei der Volksabstimmung?

«Stimmen Sie der Gesetzesvorlage "Gesetz über die Ausübung von Kündigungsrechten bei den vertraglichen Vereinbarungen für das Bahnprojekt Stuttgart 21" (S21-Kündigungsgesetz) zu?»

Warum kann nicht gefragt werden, ob man für das Bahnprojekt ist oder dagegen?

Das hat juristische Gründe. Bauherrin von S21 ist die Bahn. Das Land ist über einen Finanzierungsvertrag mit einem Kostenanteil von 824 Millionen Euro an der Finanzierung des Gesamtprojekts beteiligt. Die Volksabstimmung entscheidet also über diese Landesbeteiligung. Mit der Abstimmung wird das Volk entscheiden, ob die Landesregierung eine solche Kündigung aussprechen soll oder nicht. 
Zur weiteren Erläuterung:

Wenn Baden-Württemberg aus der Finanzierung von S21 aussteigt, ist das Projekt faktisch zu Ende. Bund und Bahn werden es nicht weiter betreiben.
Wie muss ich antworten, wenn ich für oder gegen Stuttgart 21 bin?

Wer bei der Volksabstimmung mit «Ja» antwortet, spricht sich gegen das Milliardenprojekt aus. Denn das sogenannte Ausstiegsgesetz verpflichtet die Landesregierung, die vertraglichen Vereinbarungen zur Finanzierung des Projekts zu kündigen. Mit «Nein» stimmen die Wähler/innen andersrum für die Mitfinanzierung des Tiefbahnhofs.

Was genau steht im Entwurf des Kündigungsgesetzes der Landesregierung?

Der Entwurf besteht aus zwei Paragrafen. Der erste davon lautet: «Die Landesregierung ist verpflichtet, Kündigungsrechte bei den vertraglichen Vereinbarungen mit finanziellen Verpflichtungen des Landes Baden-Württemberg für das Bahnprojekt Stuttgart 21 auszuüben.» Im zweiten Paragrafen wird das Inkrafttreten geregelt.

In der Begründung des Gesetzes werden die entscheidenden Gründe Punkte wie mangelnde demokratische Legitimation des Projektes, zweifelhafte Leistungsfähigkeit des Tiefbahnhofes, unsichere Kostenkalkulation und Eingriffe in die Natur ausführlich und überzeugend benannt.

Wer darf an der Volksabstimmung teilnehmen?

Wahlberechtigt ist - wie bei der Landtagswahl - in der Regel jede/r Deutsche, die das 18. Lebensjahr vollendet hat und seit mindestens drei Monaten ihren Hauptwohnsitz oder Lebensmittelpunkt in Baden-Württemberg hat. Das sind rund 7,8 Millionen Wahlberechtigte.

Welche Ergebnisse der Volksabstimmung sind möglich?

Die Volksabstimmung wird eine Kündigung der Finanzierungsvereinbarung des Landes zu S21 zur Folge haben, wenn mindestens 33,33 Prozent der Wahlberechtigten mit „JA“ abstimmen. Das wären etwa 2,5 Millionen Baden-Württemberger. 
Möglich ist natürlich auch, dass die Gegner des Projektes auf eine Mehrheit der Stimmen kommen, aber das Quorum von einem Drittel verfehlen. Dann gilt für Landesregierung und Landtag die Verfassung, d.h., die Volksabstimmung wäre am fehlenden Quorum gescheitert. Natürlich wird es dann Diskussionen geben, ob der Landtag dem Mehrheitswillen nicht entsprechen müsste. Spannende Zeiten!!
